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§ 1 Einleitung 

A. Einführung in die Themenstellung 

Verkehrsschützende Regelungen finden sich im Privatrecht an verschiede-
nen Stellen. Besonders deutlich zeigt sich der Aspekt des Verkehrsschutzes 
bei den Regelungen der sog. Rechtsscheinlehre. Hierzu zählt man im Allge-
meinen die Tatbestände des gutgläubigen Erwerbs und die sog. Rechtsschein-
haftung.1 Gemeinsam ist allen Regelungen der Rechtsscheinlehre, dass sie 
häufig zu Lösungen fuhren, deren Gerechtigkeitsgehalt sich jedenfalls nicht 
schon auf den ersten Blick erschließt. Hat etwa der Inhaber eines Handelsge-
schäftes den Widerruf  der Prokura umgehend zum Handelsregister angemel-
det, erscheint es nicht unbedingt gerecht, dass er bis zur Eintragung und Be-
kanntmachung für vom ehemaligen Prokuristen in seinem Namen mit einem 
Dritten abgeschlossene Rechtsgeschäfte haftet, ohne dass es darauf ankommt, 
ob dem Dritten ohne diese Haftungsregelung überhaupt ein Schaden entstün-
de. Besonders augenscheinlich ist die Problematik häufig auch in den Kons-
tellationen des gutgläubigen Erwerbs. Man stelle sich etwa vor, dass der au-
ßerordentlich traditionsbewusste Familienvater seinem Nachbarn zur Hoch-
zeit von dessen Tochter wertvolles, altes, unersetzliches und für die eigenen 
Kinder bestimmtes Familiensilber leiht, welches der Nachbar in einer wirt-
schaftlichen Notlage an einen Antiquitätenhändler zu einem deutlich unter 
dem Verkehrswert liegendem Preis veräußert.2 Hier führen die §§ 932 ff. 
BGB dazu, dass der Antiquitätenhändler trotz seines rein wirtschaftlichen In-
teresses an dem Familiensilber und dem verhältnismäßig geringen von ihm 
erbrachten Kaufpreis Eigentum erwirbt, ohne verpflichtet zu sein, dies dem 
Familienvater zurückzugewähren. Der Ausgleich, den die Vorschriften  des 
gutgläubigen Erwerbs insoweit zwischen den Interessen des Familienvaters 
und denen des Antiquitätenhändlers treffen,  steht offensichtlich  nicht im Ein-
klang mit deren individueller Schutzwürdigkeit. Eine „rechtsverhältnisinter-
ne", d.h. das Verhältnis von bisherigem Eigentümer und Gutgläubigen betref-
fende Erklärung der Eigentumszuweisung erscheint nicht möglich. Zudem ist 
nicht zu übersehen, dass die Regelungen zum gutgläubigen Erwerb als Aus-
nahme von dem Grundsatz, dass niemand mehr Rechte übertragen kann, als 
ihm selbst zustehen, in dem geschilderten Beispiel eine nach § 246 StGB 

1 Zur Konkretisierung und Systematisierung der Rechtscheinlehre sowie der Proble-
matik der soeben verwandten Terminologie sogleich § 2. 

2 Beispiel nach Diederichsen,  AcP 198 (1998), 171, 229. 
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strafbare  Unterschlagung des Nachbarn begünstigen und dessen Strafbarkeit 
wegen Betrugs gegenüber dem Antiquitätenhändler sogar verhindern.3 Ange-
sichts der Einheitlichkeit der Rechtsordnung handelt es sich hierbei um ein 
Ergebnis, dass zumindest Erklärungsbedarf  auslöst. Insoweit verwundert es 
nicht, dass insbesondere die Kritik an den §§ 932 ff.  BGB eine lange Traditi-
on hat.4 Schon die Monographie von Karl Binding aus dem Jahr 1908 stand 
unter dem Titel „Die Ungerechtigkeit des Eigentums-Erwerbs vom Nichtei-
gentümer nach § 932 und § 935 BGB und ihre Reduktion auf das kleinstmög-
liche Maß". 

Wenn die Regelungen der Rechtsscheinlehre somit stets mit einem wohl von 
den Interessen der unmittelbar Beteiligten zu unterscheidenden Verkehrsinte-
resse gerechtfertigt  werden, so erscheint dies angesichts des nahezu gänzlichen 
Fehlens einer näheren Auseinandersetzung mit dem Inhalt dieses rechtfertigen-
den Topos zumindest unbefriedigend. Aufgrund der schwachen Konturen, die 
der Begriff  des Verkehrsinteresses in der zivilrechtlichen Literatur hat, mag 
mancher dem Verkehrsinteresse vielleicht sogar nur Alibifunktion zubilligen 
wollen. Angesicht der u.U. erheblichen Härten, die von den Regelungen der 
Rechtsscheinlehre ausgehen können, stellt sich die Frage der Belastbarkeit des 
Verkehrsinteresses als Rechtfertigung der Rechtsscheinlehre aber vor allem 
auch aus verfassungsrechtlicher  Sicht. Was den Rechtsverlust durch gutgläubi-
gen Erwerb anbetrifft,  kann man sich beispielsweise fragen, ob es sich hierbei 
nicht schlicht um eine Enteignung handelt, die den Anforderungen  des Art. 14 
Abs. 3 GG genügen muss. Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit  des gutgläubi-
gen Erwerbs mag man insoweit vor allem deshalb haben, weil der Rechtsverlust 
nicht durch einen gegen den Staat, sondern lediglich gegen den Verfugenden 
gerichteten Anspruch kompensiert wird. Soweit sich dieser jedoch als unein-
bringlich erweist, geht der volle wirtschaftliche Schaden zu Lasten des bisheri-
gen Rechtsinhabers. Vorschriften  wie die §§170 ff.  BGB oder § 15 HGB, die 
zu einer Haftung des Betroffenen  fuhren können, bergen für diesen grundsätz-
lich sogar ein noch größeres Risiko. Denn während beim gutgläubigen Erwerb 
der mögliche Verlust umfangmäßig auf das jeweilige Recht begrenzt ist, kann 
eine Haftung das gesamte Vermögen erfassen.5 

Die Frage nach der verfassungsrechtlichen  Rechtfertigung der Regelungen 
der Rechtsscheinlehre lässt sich auch nicht etwa deshalb als unbegründet abtun, 
weil die von ihnen ausgehenden Belastungen im Einzelfall stets durch die 

3 So zumindest die heute ganz h.M., statt vieler Lackner/Kühl/A'w/z/, § 263 Rn. 43. 
Demgegenüber nahm das Reichsgericht in RGSt 73, 61 einen Schaden und somit einen 
Betrug mit der Begründung an, dass dem Gegenstand ein sittlicher Makel anhafte (sog. 
Makeltheorie). 

4 Vgl. die hierzu die Ausfuhrungen von Peters , Entzug des Eigentums, S. 11 ff. 
5 Canaris , Vertrauenshaftung,  S. 472. 
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Handlung eines Privatrechtssubjekts ausgelöst werden (Verfugung des Nichtbe-
rechtigten oder Abschluss eines Rechtsgeschäfts durch einen Vertreter ohne 
Vertretungsmacht). Denn dass Normen des Privatrechts auf Tatbestandseite an 
Handlungen von Privatrechtssubjekten knüpfen, ist keine Besonderheit der 
Rechtsscheinlehre. Durch privatrechtliche Gesetze ausgelöste Rechtsfolgen sind 
stets auch die Folge privater Handlungen. Dies ändert aber nichts daran, dass 
die jeweilige Rechtsfolge durch eine staatliche Norm angeordnet wird. Da der 
Gesetzgeber gemäß Art. 20 Abs. 3 GG einer verfassungsrechtlichen  Bindung 
unterliegt und zumindest auf den ersten Blick nicht ersichtlich ist, weshalb für 
den Privatrechtsgesetzgeber etwas anderes gelten sollte, erscheint die Frage 
nach der Verfassungsmäßigkeit  der Regelungen der Rechtsscheinlehre durchaus 
berechtigt. 

B. Rechtsvergleichendes 

Wenn die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit  einzelner Regelungen der 
Rechtsscheinlehre gleichwohl dem einen oder anderen „verwegen" erscheinen 
mag,6 liegt dies neben dem zum Teil immer noch nicht ganz geklärten Verhält-
nis des Verfassungsrechts  zum Privatrecht sicherlich auch daran, dass die 
Rechtsscheinlehre für viele Juristen zum elementaren Bestandteil des Privat-
rechts gehört. Die Vorstellung, dass deren Regelungen u.U. verfassungswidrig 
und somit nichtig sind, mag daher schwerfallen. Eine gewisse Ernüchterung 
stellt sich indes ein, wenn man den Blick über das deutsche Recht hinaus auch 
auf andere Rechtsordnungen richtet und auf diese Weise feststellt, dass es eine 
Vielzahl von Alternativen zu den deutschen Regelungen gibt. 

Noch wenig ausgeprägt sind die Unterschiede im Bereich der Rechtsschein-
vollmacht. Eine Erfüllungshaftung  im Zusammenhang mit der Erzeugung des 
Rechtsscheins von Vertretungsmacht ist auch in anderen Rechtsordnungen üb-
lich.7 So kennt etwa das englische  Recht  die „agency by estoppel", wonach der 
Vertretene, der die „representation" zuließ, nicht mit der Behauptung gehört 
wird, dass die Vertreterhandlung nicht von der Vollmacht gedeckt sei. Voraus-
setzung ist auch hier, dass der Dritte „in good faith" handelte.8 Entsprechend 
der Grundsätze des „mandat apparent" im französischen  Recht  wird der Ge-
schäftsherr  auch von einem Vertreter ohne Vertretungsmacht verpflichtet,  wenn 
der Dritte legitimerweise glauben durfte,  dass eine Vollmacht vorlag.9 Ähnliche 

6 So Zweigert , RabelsZ 23 (1958), 1, 15, im Hinblick auf die Frage nach der Verfas-
sungsmäßigkeit der §§ 932 ff.  BGB. 

7 Vgl. Schott , AcP 171 (1971), 385,400 f. 
8 Vgl. Schott , AcP 171 (1971), 385,401. 
9 Malaurie/Aynes , Obligations, Rn. 406. 


